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Widerspruch / Antrag auf Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation

								               		Datum  ___.___ 2026

Sehr geehrte Damen und Herren,

Beamtinnen und Beamte haben Anspruch auf Erhalt einer jeweils amtsangemessenen Alimentation nach Art. 33 Abs. 5 GG. 
Wegen der Höhe meiner Besoldung für das laufende Kalenderjahr 2026 mache ich gemäß § 4 Abs. 7 NBesG über die bisher gesetzlich geregelten Beträge hinaus weitere Ansprüche nach Art. 33 Abs. 5 GG geltend.
Zur Begründung verweise ich auf die vom dbb niedersachsen geführten Musterverfahren beim OVG Lüneburg (5 LC 77/17) sowie beim Bundesverwaltungsgericht (2 C 34.17).
Meinem Anspruch auf Erhalt einer amtsangemessenen Alimentation ist der Besoldungsgesetzgeber in Niedersachsen auch im Jahr 2026 nicht nachgekommen. Daran hat sich insbesondere auch durch die Gesetzesänderung vom 23. September 2022 (Niedersächsisches Gesetz zur Amtsangemessenen Situation Nds. GVBl. S. 611) mit Wirkung für die Kalenderjahre ab 2023 nichts geändert.  
Ob das Kernelement der gesetzlichen Neuregelung vom 23.09.2022, der sog. Familienergänzungszuschlag gem. § 36a NBesG, diesen ausdrücklichen verfassungsrechtlichen Vorgaben genügt, ist derzeit umstritten. 


Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 17. November 2015 (Az. 2 BvL 5/13) grundlegend verbindliche Festlegungen getroffen. Diese Vorgaben hat es in seiner Entscheidung vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 4/18) bestätigt, konkretisiert und die Berechnungsparameter präzisiert. Dabei wurde insbesondere das Abstandsgebot zum allgemeinen Grundsicherungsniveau als ein eigenständiger hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums hervorgehoben.
Das Bundesverfassungsgericht hat im Herbst 2025 (Beschluss vom 17. September 2025, Az. 2 BvL 20/17 u.a.) die verfassungsrechtlichen Maßstäbe zur Beamtenbesoldung grundlegend neu justiert und das bisherige Abstandsgebot zur Grundsicherung durch ein Mindestbesoldungsgebot (gekoppelt an das länderspezifische Median-Äquivalenzeinkommen) ersetzt.
Aktuell lag in Niedersachsen der Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge in den Jahren 2025 bis 2028 sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften zur Verbandsbeteiligung vor. Die Verbandsbeteiligung ist seit Anfang Oktober abgeschlossen. Der Entwurf muss nun die weiteren Schritte des Gesetzgebungsverfahrens durchlaufen.
Unabhängig vom weiteren Gesetzgebungsverfahren halte ich die im Entwurf vorgesehenen Änderungen für nicht ausreichend, um eine amtsangemessene Alimentation sicherzustellen. Erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken bestehen insbesondere gegen die Ausgestaltung des Familienergänzungszuschlags und dessen zunehmende Abhängigkeit vom Einkommen sowie den Erwerbsmöglichkeiten des Ehe- oder Lebenspartners. Zugleich bleibt die allgemeine strukturelle Stärkung der Grundgehaltstabellen begrenzt. Sonderzahlungen und familienbezogene Ergänzungsleistungen können eine dauerhaft angemessene Grundbesoldung nicht ersetzen.

Daher ist zum jetzigen Zeitpunkt unklar, ob die Höhe der mir gewährten Besoldung verfassungskonform ist, und ich beantrage somit Form und Frist wahrend,
mir eine hinreichende Alimentation zu gewähren, die den durch die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts aufgestellten Parametern und damit dem Grundsatz der Amtsangemessenheit entspricht.

Im Hinblick auf die vorgenannten Musterverfahren erkläre ich mein Einverständnis mit dem Ruhen des Verfahrens und bitte Sie insofern, auf eine Erhebung der Einrede der Verjährung meiner Ansprüche bis zum Ablauf von sechs Monaten nach rechtskräftigem Abschluss der vorgenannten Musterverfahren zu verzichten. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind nähere Ausführungen zur Höhe der ausgebliebenen Ansprüche aufgrund der höchstrichterlich anhängigen Grundsatzfragen objektiv noch nicht möglich. 
Daher beantrage ich mit dem ausdrücklichen Hinweis auf das BVerwG-Urteil vom 17.12.2008 (Az. 2 C 42.08), mir im Rahmen Ihrer pflichtgemäßen Ermessensausübung die entsprechend notwendige Zeit einzuräumen, die maßgeblichen Gerichtsentscheidungen zu gegebener Zeit für meine abschließende Anspruchsbegründung berücksichtigen bzw. zugrunde legen zu können.
 
Mit freundlichen Grüßen

…..................................
